
Die Kunst der Weisheit besteht darin, zu wissen, was man übersehen muss. 
William James; 1842 – 1910, amerikanischer Psychologe und Philosoph 
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1.  Mehr Kindergeld ab 1.7.2019 
 
Durch das Familienentlastungsgesetz will die Bundesregierung Familienleistungen bei der Bemessung 
der Einkommensteuer angemessen berücksichtigen. Um dies zu erreichen, wird das Kindergeld pro 
Kind ab 1.7.2019 um 10 € pro Monat erhöht. Es beträgt dann für das erste und zweite Kind je 204 €, für 
das dritte Kind 210 € und für jedes weitere Kind 235 € im Monat. 
 
Entsprechend steigt der steuerliche Kinderfreibetrag ab 2019 auf 2.490 € und im Veranlagungszeitraum 
2020 auf 2.586 € je Elternteil. Hinzu kommt noch ein sog. Betreuungsfreibetrag in Höhe von 1.320 € je 
Elternteil pro Jahr. Insgesamt ergeben sich daraus Kinderfreibeträge in Höhe von 7.620 € für 2019 und 
7.812 € für 2020. 
 
Beschlossen ist auch die Anhebung des Grundfreibetrags für die Veranlagungszeiträume 2019 von 
9.000 € auf 9.168 € und 2020 dann auf 9.408 €.   
 
 
2.  Jahressteuergesetz 2018seit 1.1.2019 in Kraft 
 
Das zunächst als Jahressteuergesetz 2018 (JStG 2018) geplante Gesetzesvorhaben wurde im Laufe des 
Gesetzgebungsverfahrens in „Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Wa-
ren im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften“ umgetauft. Mit dem Änderungsge-
setz sollen insbesondere Umsatzsteuerausfälle beim Handel mit Waren auf elektronischen Marktplätzen 
im Internet verhindert werden. Während der Beratungsphase erhielt der Entwurf erwartungsgemäß noch 
weitere Änderungen. Dazu sollen nachfolgend zunächst die wichtigsten Neuregelungen aufgezeigt wer-
den: 
 
 Neue Haftungsregeln für Onlinehändler  
 
Die neuen Haftungsregelungen betreffen Betreiber von elektronischen Marktplätzen. Können Internet-
händler keine Umsatzsteuerregistrierung nachweisen, müssen sie von Internetplattformen ausgeschlos-
sen werden. Geschieht dies nicht, haftet der Marktplatzbetreiber für den Umsatzsteuerausfall. 
 
Den Haftungsregeln sind zunächst seit dem 1.1.2019 Aufzeichnungsregelungen vorgeschaltet. Diese 
beziehen sich z. B. auf Name und Adresse der Händler, Steuernummer, Zeitpunkt und Höhe des Umsat-
zes. Ab 1.3.2019 können dann Marktplatzbetreiber in Haftung genommen werden, sollten die Händler 
gegen die Vorgaben verstoßen und nicht vom Marktplatz entfernt werden. Dies betrifft im ersten Schritt 
Händler, die nicht dem EU-Wirtschaftsraum angehören. Für Händler aus dem EU-Wirtschaftsraum, die 
nicht registriert sind, greift die Haftung ab 1.10.2019. 
 
Anmerkung: Das Finanzamt Berlin-Neukölln ist bundesweit für Registrierungen von Händlern aus 
China, Hongkong und Taiwan zuständig. Das Bundesfinanzministerium äußert sich in einem 10-seitigen 
Schreiben vom 28.1.2019 ausführlich zu diesem Thema. Betroffene Steuerpflichtige sollten sich hier 
zeitnah fachlichen Rat einholen! 
 
 Gutscheine 
 
Für Gutscheine, die ab dem 1.1.2019 ausgestellt werden, erfolgt bei der Umsatzsteuer eine Unterschei-
dung zwischen Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheinen.   
 
Ein Einzweck-Gutschein ist ein Gutschein, bei dem der Ort der Lieferung oder der sonstigen Leistung, 
auf die sich der Gutschein bezieht, und die für diese Umsätze geschuldete Steuer zum Zeitpunkt der 
Ausstellung des Gutscheins feststehen. Beim Einzweck-Gutschein gilt die Lieferung oder Leistung zum 
Abgabezeitpunkt des Gutscheins als erbracht. Mithin ist dann auch die Besteuerung vorzunehmen.  
 



Mehrzweck-Gutscheine sind Gutscheine, bei denen im Zeitpunkt der Ausstellung nicht alle Informati-
onen für die zuverlässige Bestimmung der Umsatzsteuer vorliegen. Beim Mehrzweck-Gutschein ist die 
Besteuerung zum Einlösezeitpunkt des Gutscheins vorzunehmen. 
 
 Dienstwagenbesteuerung von Elektro- und extern aufladbaren Hybrid-Elektrofahrzeugen 
 
Im Bereich der Einkommensteuer wird zur Förderung der Elektromobilität für Elektro- und Hybride-
lektrofahrzeuge bei der Dienstwagenbesteuerung die Bemessungsgrundlage nach der Listenpreismetho-
de halbiert. Die Absenkung betrifft sowohl die 1-%-Regelung (dann 0,5-%-Regelung) als auch die Fahr-
tenbuchmethode. Führt der Steuerpflichtige ein Fahrtenbuch, werden die Aufwendungen, die auf die 
Anschaffung entfallen (z. B. Abschreibungen oder Leasingraten) bei der Ermittlung der Gesamtkosten 
nur zur Hälfte berücksichtigt.  
 
Die Begünstigung ist für Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge anzuwenden, die vom 1.1.2019 bis zum 
31.12.2021 angeschafft oder geleast werden, wenn deren Kohlendioxidemission höchstens 50 Gramm je 
gefahrenen Kilometer beträgt oder die Reichweite unter ausschließlicher Nutzung der elektrischen An-
triebsmaschine mindestens 40 Kilometer beträgt. Für Fahrzeuge, die davor oder danach angeschafft oder 
geleast werden, gilt der bisherige Nachteilsausgleich (z. B. Abzug der Batteriekosten vom Bruttopreis) 
weiter. 
 
 Jobtickets wieder steuerfrei 
 
Zum 1.1.2019 erfolgte die Wiedereinführung der Steuerbegünstigung von Zuschüssen und Sachbezügen 
zu den Aufwendungen für die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel im Linienverkehr der Arbeitnehmer 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte durch den Arbeitgeber – sog. Jobtickets. Voraussetzung: 
Sie werden zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt. Somit können Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer die 44-€-Grenze für geldwerte Vorteile anderweitig ausschöpfen. 
 
Zudem wird die Steuerbegünstigung auf private Fahrten im öffentlichen Personennahverkehr erweitert. 
Die Steuerfreiheit für Jobtickets gilt sowohl für Barzuschüsse als auch für Sachleistungen, die Arbeitge-
ber gewähren. Die steuerfreien Leistungen werden aber auf die Entfernungspauschale angerechnet. 
 
 Private Nutzung betrieblicher Fahrräder steuerfrei 
 
Die private Nutzung eines betrieblichen Fahrrads oder Elektrofahrrads wird seit dem 1.1.2019 nicht 
mehr besteuert. Diese neue Steuerbefreiung gilt jedoch nicht für solche Elektrofahrräder, die verkehrs-
rechtlich als Kraftfahrzeug einzuordnen sind (wie z. B. Elektrofahrräder, deren Motor auch Geschwin-
digkeiten über 25 km/h unterstützt). Für diese gelten die Regelungen der Dienstwagenbesteuerung - also 
bei Elektrofahrrädern die neue eingeführte 0,5-%-Regelung. 
 
 Verlustabzug bei Kapitalgesellschaften 
 
Nach einem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 29.3.2017 verstößt die Regelung zum Ver-
lustabzug bei Kapitalgesellschaften gegen das Grundgesetz. Mit dem JStG 2018 wird die Norm für den 
Zeitraum 2008 bis 2015 ersatzlos aufgehoben.  
 
 Neuerung bei der Gesundheitsförderung von Arbeitnehmern 
 
Um die Leistungsfähigkeit und den allgemeinen Gesundheitszustand zu erhalten und zu verbessern, 
können Arbeitgeber ihre Arbeitnehmer durch eine betriebliche Gesundheitsförderung bis zu einer Höhe 
von 500 € im Jahr steuerfrei unterstützen. 
 
Zum 1.1.2019 wurde die Regelung zur Steuerbefreiung verschärft. Von der Steuer sind jetzt nur noch 
Maßnahmen mit Zertifizierung durch das Sozialgesetzbuch befreit. Diese war bisher keine Vorausset-
zung für die Steuerbefreiung. 
 



Für Maßnahmen, die bereits vor dem 1.1.2019 begonnen haben und keine Zertifizierung vorweisen, 
wurde eine Übergangsregelung getroffen. Für diese Maßnahmen ist die Zertifizierung zur Erlangung der 
Steuerbefreiung erstmals maßgeblich für Sachbezüge, die ab dem 31.12.2019 gewährt werden. 
 
Neben den erwähnten Neuregelungen sind noch weitere Gesetzesanpassungen vorgenommen worden, 
wie z. B. die Aufnahme der Identifikationsnummer des Kindes in den Zulagenantrag für die Kinderzu-
lage, deren Relevanz hier vernachlässigt werden kann. 
 
 
3.  Mindestlohn steigt 2019 und 2020  
 
Am 20.11.2018 wurde die Zweite Mindestlohnanpassungsverordnung im Bundesgesetzblatt verkündet. 
Damit gilt seit dem 1.1.2019 ein bundeseinheitlicher gesetzlicher Mindestlohn von 9,19 € brutto 
und ab dem 1.1.2020 von 9,35 € brutto. Ausnahmen gelten weiterhin z. B. für Auszubildende und 
Firmen mit Branchentarifverträgen. 
 
Aufzeichnungspflichten: Arbeitgeber in bestimmten Branchen sind verpflichtet, Beginn, Ende und 
Dauer der täglichen Arbeitszeit von bestimmten Arbeitnehmern spätestens bis zum Ablauf des siebten 
auf den Tag des der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages aufzuzeichnen und die Aufzeichnungen 
mindestens zwei Jahre aufzubewahren. Das gilt auch für Entleiher, denen ein Verleiher Arbeitnehmer 
zur Arbeitsleistung überlässt. 
 
Minijobber: Bei Verträgen mit Minijobbern sollte überprüft werden, ob durch den Mindestlohn die 
Geringfügigkeitsgrenze von 450 € überschritten wird. Solche Vereinbarungen müssten angepasst wer-
den, ansonsten wird der Mini-Job sozialversicherungspflichtig wird oder es liegt ein Verstoß gegen das 
Mindestlohngesetz vor. 
 
 
4.  Steuerliche Behandlung von Reisekosten bei Auslandsreisen ab 1.1.2019 
 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat mit Schreiben vom 28.11.2018 die neuen Pauschbeträge für 
Verpflegungsmehraufwendungen und Übernachtungskosten für beruflich und betrieblich veranlasste 
Auslandsdienstreisen ab 1.1.2019 bekannt gemacht. Diese ändern sich z. B. auch für die Länder Ös-
terreich, Spanien, Italien und Polen. Eine Reisekostentabelle finden Sie auf der Internetseite des BMF 
unter: https://www.bundesfinanzministerium.de und dort unter Service -> Publikationen -> BMF-
Schreiben. 
 
Für die in der Bekanntmachung nicht erfassten Länder ist der für Luxemburg geltende Pauschbetrag, für 
nicht erfasste Übersee- und Außengebiete eines Landes ist der für das Mutterland geltende Pauschbetrag 
maßgebend.  
 
Bitte beachten Sie! Die Pauschbeträge für Übernachtungskosten sind nur in den Fällen der Arbeitge-
bererstattung anwendbar. Für den „Werbungskostenabzug“ sind nur die tatsächlichen Übernachtungs-
kosten ansetzbar; dies gilt entsprechend für den Betriebsausgabenabzug. Diese Regeln gelten auch für 
doppelte Haushaltsführungen im Ausland. 
 
 
5.  Förderung des Mietwohnungsbaus vom Bundesrat vorläufig gestoppt 
 
Nach den Plänen der Bundesregierung zur Schaffung zusätzlichen Wohnraums sollten private Investo-
ren zusätzlich zu den bestehenden Abschreibungsmöglichkeiten von 2 % über vier Jahre jeweils weitere 
5 % der Anschaffungs- und Herstellungskosten einer neuen Mietwohnung bei der Steuer geltend ma-
chen können. Bauherren könnten dann – unter weiteren Voraussetzungen – in den ersten vier Jahren 
insgesamt 28 % der Anschaffungs- oder Herstellungskosten einer neuen Mietwohnung abschreiben.  
 



Am 9.11.2018 gab der Bundestag grünes Licht für das „Gesetz zur steuerlichen Förderung des Miet-
wohnungsneubaus“. Der Bundesrat sollte dem Gesetz am 14.12.2018 zustimmen. Er hat jedoch den 
Gesetzesbeschluss des Bundestages überraschend von der Tagesordnung genommen. Das Thema kann 
aber auf Antrag eines Landes oder der Bundesregierung auf eine der nächsten Tagesordnungen des 
Bundesrats gesetzt werden. 
 
Kritikpunkte waren eine fehlende Regelung zur Begrenzung der Miethöhe sowie dass die EU-
Regelungen zu Deminimis-Beihilfen gelten sollen. Hierdurch würden Wohnungsunternehmen weitge-
hend von der Sonderabschreibung ausgeschlossen und den Steuerpflichtigen ein erheblicher Bürokratie-
aufwand aufgebürdet.  
 
 
6.  Überschreiten der Minijob-Grenze von 450 € durch Krankenvertretung 
 
Grundsätzlich ist der Verdienst eines Minijobbers auf 450 € im Monat bzw. 5.400 € im Jahr begrenzt. In 
der Praxis ergeben sich aber Fälle, in denen Minijobber - aufgrund von z. B. Krankheitsvertretung - 
mehr leisten müssen und dadurch die 450-€-Grenze überschreiten. 
 
Ob diese Überschreitung des Minijobs schädlich ist, hängt davon ab, ob die Verdienstgrenze nur gele-
gentlich und nicht vorhersehbar überschritten wird. Danach gilt: Wird die Verdienstgrenze gelegentlich 
und nicht vorhersehbar überschritten, bleibt die Tätigkeit ein Minijob. 
 
Als gelegentlich gilt die Zahlung eines höheren Verdienstes für maximal drei Kalendermonate in einem 
12-Monats-Zeitraum. In solchen Ausnahmefällen darf der Jahresverdienst auch mehr als 5.400 € betra-
gen. Dabei spielt es keine Rolle, ob der höhere Verdienst drei Monate hintereinander oder in drei ein-
zelnen Monaten verteilt über den 12-Monats-Zeitraum erzielt wird. Werden Krankheitsvertretungen in 
mehr als drei Kalendermonaten übernommen, wäre die Beschäftigung kein Minijob mehr. 
 
 
7.  Ausstellung und Aufbewahrung von elektronischen Rechnungen 
 
Damit eine Rechnung zum Vorsteuer-, bzw. Betriebsausgabenabzug zugelassen wird, muss sie strenge 
Anforderungen erfüllen. Rechnungen können auf Papier oder vorbehaltlich der Zustimmung des Emp-
fängers elektronisch übermittelt werden. Eine elektronische Rechnung ist eine Rechnung, die in einem 
elektronischen Format ausgestellt und empfangen wird. 
 
Das Umsatzsteuergesetz fordert die folgenden Angaben in einer Rechnung: 
 
 Name und (vollständige) Anschrift des Leistenden und des Leistungsempfängers 
 Steuernummer oder Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-Id-Nr.) 
 Rechnungsdatum 
 Rechnungsnummer 
 eindeutige, leicht prüfbare Beschreibung der Leistung bzw. Lieferung 
 Zeitpunkt der Leistung bzw. Lieferung und der Vereinnahmung des Entgelts 
 Entgelt (aufgeschlüsselt nach Steuersätzen und evt. Steuerbefreiungen) 
 Umsatzsteuersatz oder Hinweis auf eine Steuerbefreiung 
 Hinweis auf die Aufbewahrungspflicht von zwei Jahren bei Bauleistungen für Privatpersonen 
 die Angabe „Gutschrift“ in den Fällen der Ausstellung der Rechnung durch den Leistungsempfänger 
 
Für Rechnungen unter 250 € gelten Erleichterungen; hier kann die Steuer-/USt-Id-Nr, eine Rechnungs-
nummer sowie  der Lieferzeitpunkt entfallen. 
 
Aufbewahrungspflicht: Die Aufbewahrungsfrist beträgt bei einem Unternehmer in der Regel zehn 
Jahre. Besteht eine gesetzliche Pflicht zur Aufbewahrung von Rechnungen, sind elektronische Rech-
nungen zwingend digital während der Dauer der Aufbewahrungsfrist auf einem Datenträger aufzube-



wahren, der keine Änderungen mehr zulässt. Hierzu gehören insbesondere nur einmal beschreibbare 
CDs und DVDs. 
 
Bitte beachten Sie! Die immer kritischer werdenden Prüfungen durch die Finanzverwaltung zwingen 
zur akribischen Befolgung der Vorgaben und Aufbewahrungen. Die Aufbewahrung einer elektroni-
schen Rechnung z. B. „nur“ als Papierausdruck ist nicht zulässig!  
 
Besteht eine Aufbewahrungspflicht bei Leistungen an Privatpersonen z. B. bei Leistungen im Zusam-
menhang mit einem Grundstück, muss der Unternehmer den Leistungsempfänger in der Rechnung auf 
dessen Aufbewahrungspflicht hinweisen. Hierbei ist es ausreichend, wenn in der Rechnung ein allge-
meiner Hinweis enthalten ist, dass eine Privatperson diese Rechnung, einen Zahlungsbeleg oder eine 
andere  beweiskräftige Unterlage zwei Jahre aufzubewahren hat. 
 
 
8.  Aufwendungen für „Herrenabende“ nur anteilig abziehbar 
 
In einem in bereits mehreren Rechtsgängen entschiedenem Fall machte eine Partnerschaft von Rechts-
anwälten Aufwendungen für sog. „Herrenabende“ als Betriebsausgaben geltend. Zu diesen Veranstal-
tungen, die im Garten eines der Partner stattfanden, lud die Partnerschaft ausschließlich Männer ein. Der 
Teilnehmerkreis bestand aus Mandanten, Geschäftsfreunden und Persönlichkeiten aus Verwaltung, Poli-
tik, öffentlichem Leben und Vereinen. Die Gäste wurden begrüßt, bewirtet und unterhalten. Die angefal-
lenen Aufwendungen wurden komplett steuerlich angesetzt, weil sie der Pflege und Vorbereitung von 
Mandaten gedient hätten. 
 
Bereits im ersten Rechtsgang vom 19.11.2013 wies das Finanzgericht Düsseldorf (FG) die Klage mit 
der Begründung ab, dass der steuerlichen Berücksichtigung der Aufwendungen das Abzugsverbot für 
Aufwendungen für Jagd oder Fischerei, für Segel- oder Motoryachten und ähnliche Zwecke entgegen-
steht.  
 
Der Bundesfinanzhof hob das Urteil mit der Begründung auf, dass das vom FG angenommene Abzugs-
verbot nur zur Anwendung kommt, wenn den Gästen ein besonderes qualitatives Ambiente oder ein 
besonderes Unterhaltungsprogramm geboten wird. Die Sache wurde an das FG zur weiteren Sachaufklä-
rung zurückverwiesen. 
 
In seiner neuen Entscheidung vom 31.7.2018 lässt das FG die Aufwendungen hälftig zum Abzug zu. 
Zwar komme das Abzugsverbot nach der weiteren Aufklärung des Sachverhalts nicht zur Anwendung, 
weil den Gästen weder ein besonderes qualitatives Ambiente noch ein besonderes Unterhaltungspro-
gramm geboten wurde. Die Aufwendungen für die Herrenabende sind aber gemischt veranlasst, weil 
sowohl Gäste aus dem privaten wie auch aus dem beruflichen Umfeld der Partner teilgenommen hätten. 
 
Anmerkung: Auch diese Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig; es wurde Nichtzulassungsbe-
schwerde seitens der Finanzverwaltung eingelegt. Bei Vorhaben solch besonderer Veranstaltungen soll-
te grundsätzlich „vorher“ mit dem steuerlichen Berater Rücksprache gehalten werden. 
 
 
9. Wenn Eltern die Kranken- und Pflege-versicherungsbeiträge während der  
 Berufsausbildung tragen 
 
In einem vor dem Bundesfinanzhof ausgetragenen Streitfall machte ein Kind, welches sich in einer Be-
rufsausbildung befand, die von seinem Arbeitgeber einbehaltenen Beiträge zur gesetzlichen Kranken- 
und Pflegeversicherung als Sonderausgaben steuerlich geltend. Diese Aufwendungen wirkten sich je-
doch im Rahmen seiner Einkommensteuerfestsetzung nicht aus. Daraufhin machten die Eltern die Auf-
wendungen im Rahmen ihrer Einkommensteuererklärung steuerlich geltend. 
 



Der Bundesfinanzhof stellte in seiner dazu ergangenen Entscheidung vom 13.3.2018 fest, dass Eltern, 
die ihrem Kind gegenüber unterhaltsverpflichtet sind und dessen Kranken- und Pflegeversicherungsbei-
träge tragen, die Aufwendungen auch in ihrer Einkommensteuererklärung geltend machen können.  
 
Bitte beachten Sie! Voraussetzung für den Ansatz der Aufwendungen bei den Eltern ist jedoch, dass 
die Eltern dem Kind die Beiträge tatsächlich gezahlt oder erstattet haben - also durch die Beitragszah-
lung oder -erstattung tatsächlich und endgültig wirtschaftlich belastet sind. Dies geschieht im Fall der 
Gewährung von Naturalunterhalt nicht! 
 
 
10.  Auswirkung von Hinzuschätzungen bei Kapitalgesellschaften 
 
Bei Prüfungen von Betrieben durch das Finanzamt sind Hinzuschätzungen nichts Ungewöhnliches. Die-
se erfolgen häufig dann, wenn bei den Betrieben Mängel bei der Kassen- oder Buchführung festgestellt 
wurden. Im Wege der Hinzuschätzung sind mehrere Methoden und damit verbundene Auswirkungen 
möglich. Bei Kapitalgesellschaften ist dabei stets zusätzlich noch zu klären, ob die Hinzuschätzung eine 
verdeckte Gewinnausschüttung für den Gesellschafter darstellt. Diese Frage hat der Bundesfinanzhof 
nun in einem Urteil vom 12.6.2018 beantwortet. 
 
Kommt es bei einer Kapitalgesellschaft zu einer Hinzuschätzung, so ist auf Ebene des Gesellschafters 
im Zweifel von einer verdeckten Gewinnausschüttung auszugehen. Eine verdeckte Gewinnausschüttung 
liegt vor, wenn dem Gesellschafter durch die Gesellschaft ein Vorteil zugewandt wird, der mit einer 
verhinderten Vermögensmehrung oder einer Vermögensminderung einhergeht. Die sog. objektive Fest-
stellungslast, dass dem Gesellschafter tatsächlich solch ein Vorteil zugewandt worden ist, liegt grund-
sätzlich beim Finanzamt. Dieses muss den angeblich entstandenen Vorteil nachweisen.  
 
In dem entschiedenen Fall konnte der Verbleib von Betriebseinnahmen nicht geklärt werden. Damit 
erfolgt eine Umkehr der objektiven Feststellungslast. Der Gesellschafter hat nun nachzuweisen, dass 
ihm kein Geld zugegangen ist oder dieses nicht durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst ist. Nach-
dem auch durch das Mitwirken des Gesellschafters der Verbleib der Betriebseinnahmen nicht geklärt 
werden konnte, war bei der Hinzuschätzung von einer verdeckten Gewinnausschüttung gegenüber dem 
Gesellschafter auszugehen. 
 
 
11.  Veräußerung einer freiberuflichen Einzelpraxis nicht immer steuerlich  
 begünstigt 
 
Zu den Einkünften aus selbstständiger Arbeit gehört auch der Gewinn aus der Veräußerung des ganzen 
Vermögens, das der selbstständigen Arbeit dient (Praxisveräußerung). Für diesen Veräußerungsgewinn 
sieht das Einkommensteuergesetz eine Tarifbegünstigung vor. 
 
Die steuerbegünstigte Veräußerung einer Praxis setzt voraus, dass der Steuerpflichtige die für die Aus-
übung der selbstständigen Tätigkeit wesentlichen vermögensmäßigen Grundlagen entgeltlich und defi-
nitiv auf einen anderen überträgt. Hierzu gehören insbesondere die immateriellen Wirtschaftsgüter der 
Praxis wie Patienten- oder Mandantenstamm bzw. Praxiswert. Zusätzlich muss der Veräußerer seine 
freiberufliche Tätigkeit in dem bisherigen örtlichen Wirkungskreis wenigstens für eine gewisse Zeit 
einstellen. 
 
Die „definitive“ Übertragung des Patienten- bzw. Mandantenstamms lässt sich i. d. R. erst nach einem 
gewissen Zeitablauf abschließend beurteilen. Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 
21.8.2018 führt eine Zeitspanne von 22 Monaten bis zur Wiedereröffnung der Einzelpraxis nicht zu 
einer definitiven Übertragung des Patienten- bzw. Mandantenstammes auf den Erwerber. Damit kommt 
es auch nicht zu einer tarifbegünstigten Praxisveräußerung. 
 
Neben der Dauer der Einstellung der freiberuflichen Tätigkeit ist u. a. die räumliche Entfernung einer 
wieder aufgenommenen Berufstätigkeit zur veräußerten Praxis von Bedeutung. Des Weiteren sind die 



Vergleichbarkeit der Betätigungen, die Art und Struktur der Mandate, eine zwischenzeitliche Tätigkeit 
des Veräußerers als Arbeitnehmer oder freier Mitarbeiter des Erwerbers sowie die Nutzungsdauer des 
erworbenen Praxiswerts zu berücksichtigen.  
 
Anmerkung: Wird der Veräußerer als Arbeitnehmer oder als freier Mitarbeiter im Auftrag und für 
Rechnung des Erwerbers tätig, ist dies grundsätzlich unschädlich. 
 
 
12. Schutz vor Datendiebstählen 
 
In der Praxis kommt es zzt. vermehrt zu Datendiebstählen. Umso wichtiger ist es Vorsichtsmaßnahmen 
zu treffen, um nicht in eine Diebstahlfalle zu tappen. Grundsätzlich sollten hier ein paar einfache Fakto-
ren beachtet werden. Dazu gehören z. B.: 
 Vergabe individueller und „starker“ Passwörter für den Zugang zu Online-Accounts. Wenn möglich, 

Nutzung einer Zwei-Faktor-Authentisierung. 
 Sensibler Umgang mit E-Mails. Die Anhänge einer Mail nur öffnen, wenn der Absender, der Betreff 

und der Text plausibel sind. 
 Regelmäßiges Updaten der genutzten PCs und Mobilgeräte. 
Nähere Empfehlungen zum Schutz vor Datendiebstählen werden auf der Webseite des Bundesamts für 
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) – www.bsi.bund.de – zur Verfügung gestellt. 
 
 
13. Aufgepasst beim Online-Banking 
 
Online-Banking wird immer beliebter. Vom heimischen PC aus die Bankgeschäfte erledigen, spart so 
manchen Gang zur Bank. Dabei sollten die Nutzer aber auch wachsam – und misstrauisch – bleiben. 
 
In einem vom Oberlandesgericht Oldenburg (OLG) entschiedenen Fall aus der Praxis hatte sich ein 
Bankkunde einen sog. Banking-Trojaner eingefangen.  
 
Dieser forderte ihn – vermeintlich von der Onlinebanking-Seite der Bank aus – auf, zur Einführung 
eines neuen Verschlüsselungsalgorithmus eine Testüberweisung vorzunehmen und mit seiner TAN 
(Transaktionsnummer), die er per Mobiltelefon erhalten habe, zu bestätigen. In der Überweisungsmaske 
stand in den Feldern „Name“, „IBAN“ und „Betrag“ jeweils das Wort „Muster“. Der Kläger bestätigte 
diese vermeintliche Testüberweisung mit der ihm übersandten TAN. Tatsächlich erfolgte dann aber eine 
echte Überweisung in Höhe von 8.000 € auf ein polnisches Konto. 
 
Der Bankkunde verlangte diesen Betrag von der Bank zurück – allerdings ohne Erfolg. Nach Auffas-
sung der OLG-Richter hat der Kunde grob fahrlässig gegen die Geschäftsbedingungen der Bank versto-
ßen. Darin ist nämlich vorgesehen, dass er bei der Übermittlung seiner TAN die Überweisungsdaten, die 
in der SMS erneut mitgeteilt werden, noch einmal kontrollieren muss.  
 
Dies hatte der Bankkunde nicht getan. Er hatte lediglich auf die TAN geachtet und diese in die Compu-
termaske eingetippt. Anderenfalls, so die Richter, hätte es ihm auffallen müssen, dass er eine Überwei-
sung zu einer polnischen IBAN freigebe.  
 
Bankkunden müssen vor jeder TAN-Eingabe den auf dem Mobiltelefon angezeigten Überweisungsbe-
trag und die dort ebenfalls genannte Ziel-IBAN überprüfen. Dies nicht zu tun, ist grob fahrlässig.  
 
Der Kunde hätte im Übrigen bereits aufgrund der völlig unüblichen Aufforderung zu einer Testüberwei-
sung misstrauisch werden müssen. Hinzu kommt, dass die Bank auf ihrer Log-in-Seite vor derartigen 
Betrügereien gewarnt und darauf hingewiesen hatte, dass sie niemals zu „Testüberweisungen“ auffor-
dert. Vor diesem Hintergrund war der Kunde selbst für den Verlust seines Geldes verantwortlich. 
 
 



14. DSGVO – Meldung von Datenpannen 
 
Die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) wirft immer wieder Fragen auf, wie z. B. welche Daten-
pannen gemeldet werden müssen. 
 
Bei einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten hat die Meldung spätestens 72 Stunden 
nach Bekanntwerden an die zuständige Aufsichtsbehörde durch die Verantwortlichen zu erfolgen. Aus-
nahme: Die Panne führt nicht zu einem Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen. 
 
Die Entscheidung darüber, ob eine Datenschutzverletzung meldepflichtig ist oder nicht,  müssen die 
Verantwortlichen selbst treffen. Ob die von der Datenpanne Betroffenen auch informiert werden müs-
sen, entscheiden ebenfalls die Verantwortlichen. 
 
Fallbeispiele bzw. konkrete Situationen hat der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit in einer Entscheidungshilfe im Internet unter folgendem Link veröffentlicht: 
https://datenschutz-hamburg.de/pages/hinweise-databreach. 
 
 
15. Bundesrat billigt Brückenteilzeit 
 
 Am 23.11.2018 hat der Bundesrat die Einführung der Brückenteilzeit gebilligt. Diese tritt zum 1.1.2019 
in Kraft. Sie ermöglicht Arbeitnehmern in Betrieben, ihre Arbeitszeit für ein bis fünf Jahre zu reduzie-
ren.  
 
Besondere Gründe wie Kindererziehung oder Pflege von Angehörigen müssen die Beschäftigten für die 
Brückenteilzeit nicht geltend machen. Voraussetzung ist allerdings, dass ihr Arbeitsverhältnis länger als 
sechs Monate besteht und keine schwerwiegenden betrieblichen Gründe dagegen sprechen. Nach Ablauf 
der Befristung haben die Betroffenen einen Anspruch, in ihren Vollzeitjob zurückzukehren.  
 
Um Unternehmen mit bis zu 45 Beschäftigten nicht zu überfordern, gilt der Anspruch dort nicht. Betrie-
be zwischen 46 und 200 Arbeitnehmern soll eine Zumutbarkeitsgrenze entlasten. Sie müssen nur jedem 
15. Beschäftigten die befristete Teilzeit gewähren. 
 
 
16. Qualifizierungschancengesetz trat zum 1.1.2019 in Kraft 
 
Beschäftigte erhalten künftig grundsätzlich Zugang zur Weiterbildungsförderung auch unabhängig von 
Qualifikation, Lebensalter und Betriebsgröße, wenn sie als Folge des digitalen Strukturwandels Weiter-
bildungsbedarf haben oder in sonstiger Weise von Strukturwandel betroffen sind.  
 
Neben der Zahlung von Weiterbildungskosten werden die Möglichkeiten für Zuschüsse zum Arbeits-
entgelt bei Weiterbildung erweitert. Beides ist grundsätzlich an eine Kofinanzierung durch den Arbeit-
geber gebunden und in der Höhe abhängig von der Unternehmensgröße. 
 

 Unternehmen 
< 10 Beschäftigte 

Unternehmen 
< 250 Beschäftigte 

Unternehmen 
> 250 Beschäftigte 

Zuschuss zu den  
Weiterbildungskosten 

bis zu 100 % bis zu 50 % bis zu 25 % 

Zuschuss zum Arbeits-
entgelt während der 
Weiterbildung 

bis zu 75 % bis zu 50 % bis zu 25 % 

 
 



Ferner sieht das Gesetz vor, dass künftig diejenigen einen Anspruch auf Arbeitslosengeld geltend ma-
chen können, die innerhalb von 30 Monaten (bisher 24 Monate) auf Versicherungszeiten von 12 Mona-
ten kommen. Die Sonderregelung für überwiegend kurz befristete Beschäftigungen wird ferner bis Ende 
des Jahres 2022 verlängert. 
 
 
17. Angabe von obligatorischen Trinkgeldern im Reisepreis 
 
Die Richter des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts (OLG) entschieden in ihrem Urteil vom 
13.12.2018, dass obligatorische Trinkgelder im beworbenen Reisepreis angegeben werden müssen. 
 
In dem entschiedenen Fall vermittelte ein Reiseveranstalter Schiffsreisen und bewarb diese mit der An-
gabe eines Gesamtpreises. In diesem Gesamtpreis fehlte die Angabe eines Serviceentgelts von 10 € pro 
Tag. Nach den Vertragsbedingungen muss das Serviceentgelt von jedem Kreuzfahrtgast bezahlt werden.  
 
In seiner Begründung führte das OLG aus, dass unter dem Begriff „Gesamtpreis“ der Preis zu verstehen 
ist, der einschließlich der Umsatzsteuer und sonstiger Preisbestandteile vom Verbraucher zu zahlen ist. 
Sonstige Preisbestandteile sind dabei alle unvermeidbaren und vorhersehbaren Bestandteile des Preises, 
die obligatorisch vom Verbraucher zu tragen sind. Dies zugrunde gelegt, stellt das vom Reiseveranstal-
ter erhobene Serviceentgelt einen sonstigen Preisbestandteil dar, denn es handelt sich nicht um eine 
freiwillige Leistung des Gastes. Vielmehr wird dessen Bordkonto zwingend mit dem Trinkgeld belastet. 
Aus diesem Grunde ist das Serviceentgelt im Gesamtpreis zu berücksichtigen und auszuweisen. 
 
 
18. Keine Ausgleichszahlung bei Streik am Flughafen  
 
Nach der EU-Fluggastrechteverordnung haben Flugreisende u. a. bei Annullierung oder Verspätung ab 
drei Stunden einen finanziellen Entschädigungsanspruch. Dieser beträgt pro Fluggast, je nach Distanz 
der Flugstrecke, 250 bis 600 €. Was passiert jedoch bei einem Flugausfall aufgrund eines Streiks z. B. 
des Sicherheitspersonals? 
 
Hier handelt es sich um außergewöhnliche Umstände, bei denen dem Reisenden in der Regel kein An-
spruch auf Entschädigung zusteht. Begründet die Fluggesellschaft die Versagung der Entschädigung 
allerdings mit einem Streik, der schon Tage zurückliegt, kann dennoch ein Anspruch bestehen. Ein Ab-
weisen kann aber infrage kommen, wenn die Fluggesellschaft glaubhaft macht, dass für die Wiederher-
stellung des normalen Flugbetriebs zwischenzeitlich keine Maßnahmen ergriffen werden konnten. 
 
In einem vom Bundesgerichtshof am 15.1.2019 entschiedenen Fall wurde Reisenden sogar eine Ent-
schädigung versagt, weil an einem Flughafen die Computersysteme ausgefallen waren und das für die 
Instandsetzung zuständige Unternehmen bestreikt wurde. Der Systemausfall konnte erst nach 13 Stun-
den behoben werden, wodurch es zu erheblichen Verspätungen der Flüge kam. 
 
 
19. Keine Mietminderung für Wärmebrücken in älteren Wohnungen 
  
In zwei vom Bundesgerichtshof (BGH) am 5.12.2018 entschiedenen Fällen machten die Mieter unter 
Berufung auf Mängel der Wohnungen jeweils Gewährleistungsansprüche geltend und begehrten dabei 
unter anderem wegen der „Gefahr von Schimmelpilzbildung“ in den gemieteten Räumen die Feststel-
lung einer näher bezifferten Minderung der von ihnen geschuldeten Monatsmiete sowie die Zahlung 
eines Kostenvorschusses für die Mängelbeseitigung. Die angemieteten Wohnungen wurden in den Jah-
ren 1968 bzw. 1971 unter Beachtung der damals geltenden Bauvorschriften und technischen Normen 
errichtet. 
 
Der BGH entschied dazu, dass Wärmebrücken in den Außenwänden nicht als Sachmangel einer Miet-
wohnung anzusehen sind, wenn dieser Zustand mit den zum Zeitpunkt der Errichtung des Gebäudes 



geltenden Bauvorschriften und technischen Normen in Einklang steht. Somit hatten die Mieter keinen 
Anspruch auf Mietminderung. 
 
Die BGH-Richter führten dazu aus, dass ein Mangel, der die Tauglichkeit der Mietsache zum vertrags-
gemäßen Gebrauch aufhebt oder mindert und deshalb dem Mieter (unter anderem) ein Recht zur Miet-
minderung sowie einen Anspruch auf Mangelbeseitigung gewährt, eine für den Mieter nachteilige Ab-
weichung des tatsächlichen Zustandes der Mietsache vom vertraglich vorausgesetzten Zustand voraus-
setzt.  
 
Ohne besondere Vereinbarung der Mietvertragsparteien kann der Mieter dabei nach der Verkehrsauffas-
sung erwarten, dass die von ihm angemieteten Räume einen Wohnstandard aufweisen, der bei ver-
gleichbaren Wohnungen üblich ist. Gibt es zu bestimmten Anforderungen technische Normen, ist jeden-
falls deren Einhaltung geschuldet.  
 
Dabei ist nach der Rechtsprechung grundsätzlich der bei Errichtung des Gebäudes geltende Maßstab 
anzulegen. Diesem Maßstab entsprechen die Wohnungen der Mieter jedoch, sodass ein Sachmangel 
nicht vorliegt. Denn in den Jahren 1968 bzw. 1971 bestand noch keine Verpflichtung, Gebäude mit 
einer Wärmedämmung auszustatten. Demgemäß war das Vorhandensein von Wärmebrücken allgemein 
üblicher Bauzustand. 
 
 
20. Eigenbedarfskündigung – Nutzung als Ferienwohnung bzw. Zweitwohnung 
 
Der Vermieter kann nur kündigen, wenn er ein berechtigtes Interesse an der Beendigung des Mietver-
hältnisses hat. Ein solches Interesse des Vermieters liegt u. a. vor, wenn er die Räume als Wohnung für 
sich, seine Familienangehörigen oder Angehörige seines Haushalts benötigt. 
 
Die Richter des Bundesgerichtshofs hatten nunmehr in einen Fall aus der Praxis zu entscheiden, ob eine 
Eigenbedarfskündigung auch dann berechtigt ist, wenn die Wohnung als Ferienwohnung bzw. als 
Zweitwohnung genutzt werden soll. Sie kamen dabei in ihrem Beschluss vom 21.8.2018 zu der Über-
zeugung, dass auch eine vom Vermieter beabsichtigte Nutzung als Zweitwohnung bzw. Ferienwohnung 
grundsätzlich eine Eigenbedarfskündigung rechtfertigen kann.  
 
Dass die Räume „als Wohnung“ benötigt werden müssen, setzt nicht voraus, dass der Vermieter oder 
die im Gesetz privilegierten Personen in der Wohnung den Lebensmittelpunkt begründen wollen oder 
die Wohnung über eine konkrete Mindestdauer bewohnt werden muss. 
 
 
21. Rauchwarnmelder – Einbau und Wartung durch Wohnungs-    
 eigentümergemeinschaft 
 
Mit Urteil vom 7.12.2018 entschieden die Richter des Bundesgerichtshofs, dass Wohnungseigentümer 
bei Bestehen einer entsprechenden landesrechtlichen Pflicht den zwingenden Einbau und die Wartung 
von Rauchwarnmeldern durch die Gemeinschaft in allen Wohnungen auch dann wirksam beschließen 
können, wenn dadurch Wohnungen einbezogen werden, in denen Eigentümer bereits Rauchwarnmelder 
angebracht haben.  
 
Folgender Sachverhalt lag der Entscheidung zugrunde: Im Jahr 2015 beschlossen die Wohnungseigen-
tümer die Installation sowie die Wartung und Kontrolle von Rauchwarnmeldern für sämtliche Wohnun-
gen durch eine Fachfirma. Eigentümer, die ihre Wohnungen bereits mit eigenen Rauchwarnmeldern 
ausgestattet hatten, wollten von der getroffenen Regelung ausgenommen werden.  
 
Die Wohnungseigentümer können den Einbau von Rauchwarnmeldern in allen Wohnungen beschlie-
ßen. Indem der Einbau und die Wartung von Rauchwarnmeldern für das gesamte Gebäude „in eine 
Hand“ gelegt werden, wird ein hohes Maß an Sicherheit gewährleistet. Durch die einheitliche Anschaf-
fung und die einheitliche Regelung der Wartung und Kontrolle kann die Gemeinschaft der Wohnungs-



eigentümer sicherstellen, dass die Rauchwarnmelder den einschlägigen DIN-Normen entsprechen und 
durch qualifiziertes Fachpersonal installiert und gewartet werden. Eine solche Regelung „aus einer 
Hand“ minimiert zudem versicherungsrechtliche Risiken. Die finanzielle Mehrbelastung eines Woh-
nungseigentümers, der seine Wohnung bereits mit Rauchwarnmeldern ausgestattet hat, ist dagegen ge-
ring.  
 
 
22. Sachgrundlose Befristung bei Vorbeschäftigung  
 
Die sachgrundlose Befristung eines Arbeitsvertrags ist nicht zulässig, wenn zwischen dem Arbeitneh-
mer und dem Arbeitgeber bereits einige Jahre zuvor ein Arbeitsverhältnis von etwa eineinhalbjähriger 
Dauer bestanden hat, das eine vergleichbare Arbeitsaufgabe zum Gegenstand hatte.  
 
Nach dem Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge (TzBfG) ist die kalendermäßige 
Befristung eines Arbeitsvertrags ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes nicht zulässig, wenn mit 
demselben Arbeitgeber bereits zuvor ein befristetes oder unbefristetes Arbeitsverhältnis bestanden hat. 
 
Das Verbot der sachgrundlosen Befristung kann aber insbesondere dann unzumutbar sein, wenn eine 
Vorbeschäftigung sehr lange zurückliegt, ganz anders geartet war oder von sehr kurzer Dauer gewesen 
ist. Um einen solchen Fall handelte es sich in einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 
23.1.2019 allerdings nicht, da das vorangegangene Arbeitsverhältnis acht Jahre und damit nicht sehr 
lange zurücklag. 
 
In einem Urteil aus 2011 hatte das BAG noch entschieden, dass das TzBfG Vorbeschäftigungen, die 
länger als drei Jahre zurückliegen, nicht berücksichtigt. Diese Auffassung wurde nun aufgrund eines 
Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 6.6.2018 aufgegeben und vom BAG gleichlautend entschie-
den. 
 
 
23. Mehrarbeitszuschläge bei Teilzeitarbeit 
 
Ein teilzeitbeschäftigter Arbeitnehmer darf wegen der Teilzeitarbeit nicht schlechter behandelt werden, 
als ein vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Mitarbeiter, es sei denn, dass sachliche Gründe eine unter-
schiedliche Behandlung rechtfertigen. 
 
Einem teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer ist Arbeitsentgelt oder eine andere teilbare geldwerte Leistung 
mindestens in dem Umfang zu gewähren, der dem Anteil seiner Arbeitszeit an der Arbeitszeit eines 
vergleichbaren vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers entspricht. 
 
Nach einem Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 19.12.2018 haben Teilzeitbeschäftigte mit vereinbar-
ter Jahresarbeitszeit einen Anspruch auf Mehrarbeitszuschläge für die Arbeitszeit, die über ihre indivi-
duell festgelegte Arbeitszeit hinausgeht. Diese Auslegung ist mit den o. g. Regelungen im Gesetz über 
Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge vereinbar. Zu vergleichen sind die einzelnen Entgeltbe-
standteile, nicht die Gesamtvergütung. Teilzeitbeschäftigte würden benachteiligt, wenn die Zahl der 
Arbeitsstunden, von der an ein Anspruch auf Mehrarbeitsvergütung entsteht, nicht proportional zu ihrer 
vereinbarten Arbeitszeit vermindert würde. 
 
 
24. Verwertung des Hauses vom Ehemann für Pflegekosten der Ehefrau 
 
Für die Betreuung einer Bewohnerin eines stationären Pflegeheims besteht kein An-spruch auf Pflege-
wohngeld, wenn deren Ehemann Alleineigentümer eines Hauses ist, aus dessen Verwertung die Investi-
tionskosten gedeckt werden könnten. Dies gilt auch, wenn die Heimbewohnerin zur Verfügung über das 
Haus nicht berechtigt ist und ihr Ehemann sich weigert, den Wert des Hauses zur Deckung der Kosten 
ihrer Pflege einzusetzen. Zu dieser Entscheidung kamen die Richter des Oberverwaltungsgerichts Nord-
rhein-Westfalen (OVG) am 9.12.2018. 
 



Zur Begründung führte das OVG aus, dass Pflegewohngeld nur gewährt wird, wenn das Einkommen 
und das Vermögen des Heimbewohners und seines nicht getrennt lebenden Ehepartners zur Finanzie-
rung der Investitionskosten ganz oder teilweise nicht ausreicht. Die Heimbewohnerin lebte zum maß-
geblichen Zeitpunkt nicht von ihrem Ehemann getrennt, sodass dessen Vermögen zu berücksichtigen 
war. Das Haus des Ehemannes stellt verwertbares Vermögen dar, das der Bewilligung von Pflegewohn-
geld entgegensteht. 
 
Dass das Haus im Alleineigentum ihres Ehemannes gestanden hat und die Heimbewohnerin darüber 
nicht ver-fügen konnte, ändert daran nichts. Das Haus ist auch nicht deshalb unverwertbares Vermögen, 
weil der Ehegatte sich weigerte, es zur Deckung der Kosten der Pflege seiner Ehefrau einzu-setzen. Die 
Berücksichtigung des Hauses als verwertbares Vermögen stellt auch keine unzumutbare Härte dar. 
 
 
25. Personengesellschafter – Anspruch auf volles Elterngeld 
 
Der im Steuerbescheid ausgewiesene Jahresgewinn ist bei einem Personengesellschafter nicht mehr 
anteilig im Elterngeldbezugszeitraum als Einkommen anzurechnen, wenn der Gesellschafter für diese 
Zeit auf seinen Gewinn verzichtet hat. Zu dieser Entscheidung kamen die Richter des Bundessozialge-
richts mit ihrem Urteil vom 13.12.2018. 
 
Dieser Entscheidung lag der nachfolgende Sachverhalt zugrunde: Die elterngeldbeantragende Frau führ-
te mit ihrem Bruder eine Steuerkanzlei als GbR. In einem Nachtrag zum Gesellschaftsvertrag war gere-
gelt, dass ein wegen Elternzeit nicht beruflich tätiger Sozius keinen Gewinnanteil erhält. Die Schwester 
gebar am 6.11.2014 eine Tochter. Nach den gesonderten Gewinnermittlungen der GbR betrug ihr Ge-
winnanteil in der anschließenden Elternzeit jeweils 0 %. Während dieser Zeit tätigte sie auch keine Ent-
nahmen von ihrem Gesellschafterkonto. 
 
Das zuständige Bundesland berücksichtigte auf der Grundlage des Steuerbescheids für das Jahr 2013 
einen anteiligen Gewinn im Bezugszeitraum und bewilligte deshalb lediglich Mindestelterngeld (in 
Höhe von 300 €/mtl.). Wie bereits die Vorinstanzen entschieden hatten, hat das Bundesland Elterngeld 
ohne Anrechnung von Einkommen im Bezugszeitraum zu gewähren (Höchstbetrag in Höhe von 1.800 € 
pro Monat). Einen Rückgriff auf den Steuerbescheid und eine Zurechnung von fiktiven Einkünften sieht 
das Gesetz nicht vor.  
 
 
26. „Honorarärzte“ in Klinik sozialversicherungspflichtig 
 
Das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen hat am 16.5.2018 in zwei Parallel-Entscheidungen die 
Sozialver-sicherungspflicht von sog. „Honorarärzten“ festgestellt.  
 
Es ging dabei jeweils um Betriebsprüfungsbescheide von Rentenversicherungsträgern, in denen diese 
die wiederholt mehrwöchige Tätigkeit von Ärzten in Krankenhäusern auf Honorarbasis als abhängige 
Beschäftigung eingestuft hatten. 
 
Im ersten Fall handelte es sich um einen Facharzt für Allgemeinmedizin, der als Stationsarzt in einer 
internistischen Abteilung arbeitete, im zweiten Fall um ein Krankenhaus, das einen Facharzt für Urolo-
gie sowie physikalische und rehabilitative Medizin als Stationsarzt in der neurologischen Abteilung 
einsetzte. 
 
Das LSG stellte fest, dass die Ärzte auf der Grundlage der Honorarverträge im Sinne einer funktionsge-
recht dienen-den Teilnahme am Arbeitsprozess einem arbeitnehmertypischen um-fassenden Weisungs-
recht hinsichtlich der Arbeitszeit und erst recht hin-sichtlich der Art und Weise der Arbeit unterlagen.  
 



Aus der Übernahme der Aufgaben eines Assistenz- bzw. Stationsarztes verbunden mit der Verpflichtung 
zur Zusammenarbeit mit den Chef- und Oberärzten folgt deren einseitiges Bestimmungsrecht hinsicht-
lich der zeitlichen Strukturierung der Abläufe im Laufe eines Arbeitstages. 
 
 
 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 %
 1.1.2015 – 30.6.2016 =- 0,83 %
 1.7.2014 – 31.12.2014 =- 0,73 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
 

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2018: Dezember = 112,5; November = 112,4; Oktober = 112,3;  
September = 112,1; August = 111,7; Juli = 111,6; Juni = 111,3; Mai = 111,2; 
April = 110,7; März = 110,7; Februar = 110,3; Januar = 109,8 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


